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Man merkt, dass es unbedingt 
noch vor Jahresende durchge­
boxt werden musste, damit es 
bereits wenige Tage später in 
Kraft treten konnte. Um jeden 
Preis. Und dieser Preis könnte 
sehr hoch werden.

Medienbehörde darf Richter 
spielen
Im ersten Teil der neuen Medien­
gesetzgebung in Ungarn geht es 
um eine Verwaltungsreform, in 
der die Aufsichtsbehörde für Te­
lekommunikation NHH mit der 
Fernseh- und Rundfunkaufsicht 
ORTT (die unter anderem auch 
für Frequenzvergaben zuständig 
war) fusioniert wurde. Die neue 
NMHH firmiert als «autonome 
Behörde der öffentlichen Ver­
waltung». Der Präsident der Be­
hörde wird direkt vom Minister­
präsidenten ernannt, und zwar 
gleich für neun Jahre. Diese Po­
sition wurde besetzt mit An­
namária Szalai, früher Journalis­
tin beim Sexheftchen «Miami 
Press». Sie wurde gleichzeitig 
Präsidentin eines Medienrates, 

dessen fünf Mitglieder alle der 
Fidesz angehören, also ebenfalls 
unter vollständiger Kontrolle 
der Regierungspartei stehen. 
Diese beiden Organe kontrol­
lieren sämtliche strukturellen 
und finanziellen Belange der 

Medien, neben den öffentlich-
rechtlichen Sendern MTV1 und 
MTV2, Duna TV und Magyar 
Rádió (Kossuth und Petöfi) auch 
die staatliche Nachrichtenagen­
tur MTI. 
Die neue Medienbehörde NMHH 
ist mit einer Machtfülle aus­
gestattet, die sich nicht nur auf 
öffentlich-rechtliche Medien er­
streckt, sondern auch auf priva­
te Print- und Onlinemedien. 
Dazu ist zu bemerken, dass es in 

Ungarn keine «Zwangsgebüh­
ren» für Radio und Fernsehen 
gibt. Damit sind die öffentlich-
rechtlichen Anstalten – nebst 
den Werbeeinnahmen beim 
Fernsehen – von staatlichen Zu­
wendungen abhängig. Jede vor­

gängige Regierung 
hat es in den letzten 
20 Jahren versäumt, 
ein vernünftiges Me­
diengesetz zu schaf­
fen. Zu gross war je­
weils die Versuchung, 
diesen Missstand für 
die Stärkung der eige­
nen Position zu miss­

brauchen. Zwar sind die öffent­
lich-rechtlichen Medien in 
vielen Ländern die Beute der je­
weils Herrschenden (man be­
trachte nur Italien oder Frank­
reich), doch nirgends wurde dies 
so offensichtlich in ein Gesetz 
gepackt.

Quoten für Medieninhalte?
Neben Behörde und Medienrat 
existiert auch eine Art Beisitzer­
gremium für diverse gesell­

schaftliche Gruppen, das sich 
um ethisch-moralische Aspekte 
und inhaltliche Gewichtung der 
öffentlich-rechtlichen Medien in 
Ungarn kümmern soll. Grundla­
ge seiner Tätigkeit soll eine in 
der neuen Verfassung zu veran­
kernde Mediencharta sein, die 
eine inhaltliche Grundausrich­
tung der öffentlich-rechtlichen 
Anstalten vorgeben wird, die in 
der Förderung volksbildender 
und moralstärkender Inhalte be­
stehen soll; gemeint sind unter 
anderem Heimat, Familie, Tradi­
tionen, das Bild der Nation etc. 
Hier sind zum Beispiel Minimal­
quoten für ungarische Musik 
vorgesehen.
Ein weiterer Teil des neuen Ge­
setzes umfasst die Erhöhung von 
Strafen für «falsche Berichte» im 
Strafgesetz sowie Sanktionen, 
die direkt über die Medienbe­
hörden verhängt werden kön­
nen. Gerade dieser Passus gilt als 
umstrittenster des Gesetzes. 
Entscheidet eine politische Be­
hörde erstinstanzlich über «fal­
sche Berichte» und verhängt 

«Wenn die neuen Vorschriften einsickern in den 
Alltag der ungarischen Zeitungsmacher, der 
Onlineredakteure, Radio- und Fernsehjournalisten. 
Wenn die Angst vor staatlichen Sanktionen 
oder wirtschaftlichen Einbussen immer grösser 
wird. Wenn mit jedem Tag die Tendenz zur 
Selbstzensur wächst, dann ist es zu spät.» (…)
«Dieser Druck wurde wohlgemerkt ausgerechnet 
von jener Regierung ganz bewusst in ein Gesetz 
gegossen und durch eine Behörde institutio­
nalisiert, deren Hauptvertreter zu Zeiten des 
Sozialismus noch lautstark freie Meinungs­
äusserung, Freiheit für die Presse forderte. Ein 
bittersaurer Treppenwitz der Geschichte.»

Wendehälse
Zitate aus der Redaktionserklärung  
der «Népszabadság»

Kaum ist am 1. Januar 2011 das neue Mediengesetz in Kraft getreten, hat die neue ungarische Medienaufsichtsbehörde NMHH 
bereits Verfahren gegen den Fernsehsender RTL Klub und den Radiosender Tilos Rádió eingeleitet. Weshalb dieses Gesetz selbst bei 
der sonst eher wenig kritischen EU-Kommission und bei den europäischen Medien zu einem Entrüstungssturm führt. Klaus Rózsa*

Ungarisches Zensurgesetz  
unter Beschuss

Ein Gesetz, von dem verschiede­
ne Versionen existieren, dessen 
endgültige Fassung wohl nie­
mandem bekannt ist, das die 
Parlamentarierinnen und Par­
lamentarier der mit einer Zwei­
drittelmehrheit ausgestatteten 
Regierungspartei Fidesz mitten 
in der Nacht, kurz vor Weih­
nachten, verabschiedeten, und 
dies, ohne genau zu wissen, 
welchem der über hundert von 
den Oppositionsparteien einge­
brachten Abänderungsanträgen 
nun mit welchem Wortlaut zu­
gestimmt worden war oder 
nicht; ein Gesetz, von dem zu 
guter Letzt die der EU-Kommis­
sion vorgelegte englische Ver­
sion nur einer der möglichen 
Versionen entspricht. 
Was soll, kann man von so ei­
nem «Gesetz» halten? Von einem 
Gesetz, das bei genauerem Hin­
sehen nicht als solches wirklich 
zu erschrecken vermag, sondern 
eher die Tatsache, dass es so 
schwammig und oft schludrig 
formuliert ist, dass es der Will­
kür Tür und Tor öffnet. 

Die Angst vor staatlicher 
Bevormundung und  
die Unruhe in breiten Kreisen 
der Bevölkerung ist gross. 
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schwere Geldbussen, die exis­
tenzgefährdend sein können, ist 
es naheliegend, dass das Gesetz 
bei einer Einparteienbehörde 
nach politischen Kriterien aus­
gelegt werden kann.

Erste Proteste
Radiomoderator Attila Mong 
und sein Redaktionsleiter ge­
hörten zu den Ersten, die protes­
tierten, am 21. 12. 2010 in der 
Morgensendung des öffentlich-
rechtlichen Kossuth Rádió: «Es 
ist Viertel nach sechs. In der 
Nacht hat das Parlament das 
neue Mediengesetz verabschie­
det. Dem neuen Gesetz nach 
darf ich nach einer Nachricht 
keine Meinung äussern. Deshalb 
werde ich nun in Absprache mit 
meinem Chef eine Minute lang 
schweigen.» 
Der Sender hat beide suspen­
diert. Der Vorwurf: Unprofessio­
nalität und Verstoss gegen das 
Arbeitsgesetz. Mong vermutet 
vorauseilenden Gehorsam, die 
beiden Journalisten haben einen 
Anwalt genommen. Seither fin­
den beinahe täglich «Schweige­
minuten» vor dem Radiogebäu­
de statt.

Widerstand in  
der Zivilgesellschaft 
Nicht nur vor dem Radio gibt es 
in Budapest Aktionen gegen das 
«Zensurgesetz». Überraschen­
derweise kamen die ersten Pro­
teste aus StudentInnenkreisen. 
In sogenannten Flashmobs bege­
ben sich AktivistInnen beispiels­
weise in U-Bahnen oder Shop­
pingcenter; alle haben einen 

Kleber über dem Mund und ver­
suchen trotzdem mit den Men­
schen zu sprechen: «Sehen Sie, 
mit zugeklebtem Mund ist ein 
Gespräch schlecht möglich.» Zu 
sehen sind diese Aktionen auch 
auf Youtube. Auf Facebook wur­
de eine Solidaritäts- und Protest­
seite eingerichtet. Innerhalb von 
zwei Wochen haben schon über 
60 000 Leute die Online-Petition 
gegen das Gesetz unterschrie­
ben. Auch für eine erste grösse­
re Demonstration wurde vor 
allem via Internet mobilisiert. 
Mehrere Tausend Personen, dar­
unter auch zahlreiche ältere 
Semester, nahmen an dieser 
Manifestation teil. Am 14. Janu­
ar fanden zeitgleich in Wien vor 
der ungarischen Botschaft und 
in Budapest vor dem Parlament 

sowie in der letztjährigen eu­
ropäischen Kulturstadt Pécs, 
Grosskundgebungen statt. Auf 
der Facebook-Seite hatten in der 
zweiten Januarwoche schon 
über 5000 Leute ihre Teilnahme 
zugesichert. 
Dies zeigt, dass die Angst vor ei­
ner staatlichen Bevormundung 
und die Unruhe in breiten Krei­
sen der Bevölkerung gross ist. 
Die Jungen sind mit den neuen 
Medien aufgewachsen, sie wis­
sen diese zu nutzen und werden 
nicht zulassen, dass ihnen diese 
Vielzahl von Internetportalen 
und Blogs streitig gemacht wird. 

Journalistinnen protestieren
Daneben gibt es auch die beiden 
grossen «N», die wichtigste po­
litische Tageszeitung Ungarns, 

die linksliberale «Népszabadság» 
(Volksfreiheit) und die gewerk­
schaftsnahe «Népszava» (Volks­
stimme). Die «Népszabadság», 
die sich übrigens im Besitz des 
Ringier-Konzerns befindet, ge­
hört zusammen mit der «Néps­
zava» zu den führenden Medien, 
die sich gegen das neue Medien­
gesetz wenden. Die JournalistIn­
nen müssen sich hier zumindest 
nicht vor ihrem Chef fürchten, 
haben sie doch Rückendeckung 
von Chefredaktor Károly Vörös, 
der sich an einer Redaktions­
konferenz folgendermassen äus­
serte: «Meine lieben Kollegen, 
mit diesem Gesetz ist für uns 
eine neue Situation zustande ge­
kommen, aber ich erwarte von 
euch, dass ihr weiter so arbeitet 
wie bisher. Weil das Ziel gerade 
ist, Angst zu schaffen unter den 
Journalisten, und das dürfen wir 
nicht erlauben.»
Nicht überall kommt hingegen 
der Protest von gewissen Län­
dern und Personen gut an. Hie 
und da wird geäussert, die 
Empörung über das ungarische 
Mediengesetz sei heuchlerisch. 
So kann sie eine willkommene 
Ablenkung vom Umgang mit der 
Wikileaks-Affäre sein: Die US-Be­
hörden verlangten gerade dieser 
Tage von Twitter die Herausgabe 
persönlicher Daten von Wiki­
leaks-UnterstützerInnen, nach­
dem diese Behörden gar Inter­
netseiten gesperrt haben, da  
sie Wikileaks-Dokumente ver­
öffentlichten. Oder Frankreich: 
Dort hetzte Ministerpräsident 
Sarkozy den Geheimdienst auf 
missliebige JournalistInnen.

Kreativer Umgang mit  
dem Gesetz
Auch ein kreativer Umgang mit 
dem Gesetz wird diskutiert. The­
oretisch hören sich gewisse 
Ausführungen zum Gesetz nicht 
schlecht an. 
Kein vernünftiger Mensch wird 
etwas gegen Massnahmen gegen 
«gewaltverherrlichende Darstel­
lungen» haben. Die eingangs 
erwähnten Verfahren gegen RTL 
Klub und gegen Tilos Rádió 
beziehen sich genau auf diese 
Paragrafen. 
Bei RTL Klub geht es um die Wie­
dergabe von Nahaufnahmen ei­
ner Leiche in Zusammenhang 
mit einem besonders brutalen 
Mord und beim Radiosender um 
das Abspielen des Stückes «It’s 
on» des Rappers Ice-T. 
Zumindest bei Letzterem wurde 
die Behörde auf eine Anzeige hin 
aktiv. Es wäre vorstellbar, dass 
Anzeigen auch gegen zwei priva­
te TV-Sender und einige Radio- 
und Printmedien eingehen, die 
am äusseren rechten Rand poli­
tisieren und denen zum Teil an­
tisemitische und rassistische 
Beiträge nicht fremd sind. 
So hat dieses Gesetz auch sein 
Gutes: Eine intensive Auseinan­
dersetzung über Medien, Mei­
nungsfreiheit, Pressefreiheit 
und deren Grenzen täte nicht 
nur Ungarn gut!

*	 Klaus Rózsa ist Fotograf und 
Multimediaproduzent in 
Ungarn und der Schweiz. Er war 
seit der Gründung bis 2006 
Präsident des Sektors Presse 
von comedia.

Protest gegen ungarisches mediengesetz · Am 3. Januar erschien die zum Ringier-Konzern gehörende ungarische Tageszeitung «Népszabadság» mit diesem Titelblatt: «In Ungarn wurde die Pressefreiheit abgeschafft.»  
Der Text ist in den 23 in der EU benutzten Sprachen abgedruckt. Im Hintergrund das ungarische Parlament in Budapest, in dem das neue Gesetz beschlossen wurde.

grafische industrie und verpackungsdruck

Das «Wohlergehen» der Druck- 
und Medienbranche in der 
Schweiz und im übrigen Europa 
ist stark von der Höhe der jewei­
ligen Werbeinvestitionen ab­
hängig. Also einerseits vom Um­
fang der Inserate in Zeitungen 
oder Zeitschriften und anderer­
seits von den entsprechend 
schwankenden Druckaufträgen 
für Prospekte und andere Wer­
bemittel. Wenn beispielsweise 
die Schweizer Uhrenindustrie 
ihr Auftragsvolumen von Hoch­
glanz-Werbebroschüren stark 
zurückfährt, wie dies in den ver­
gangenen zwei Jahren gesche­
hen ist, dann geht den betroffe­
nen Druckereien viel «gutes 
Geld» verloren.
Die Bruttowertschöpfung der 
grafischen Industrie in der 
Schweiz kletterte im zweiten 

und dritten Quartal des vergan­
genen Jahres im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum wieder in die 
positiven Bereiche (+3,1 bezie­
hungsweise +2,5 Prozent). Im 
ersten Quartal 2010 hatte es ge­
genüber dem Vorjahr noch ein 
Minus von 5,4 Prozent gegeben. 
Im Gesamtüberblick musste 
2009 aber ein Rückgang in der 
Höhe von gegen zehn Prozent 
hingenommen werden.
Die strukturelle Krise der Druck­
industrie auf gesamteuropäi­
scher Ebene ist geprägt durch 
sehr hohe Überkapazitäten bei 
den Druckmaschinen. Diese 
wurden immer schneller und 
dank mehr Elektronik auch «in­
telligenter». Gleichzeitig nimmt 
aber seit längerer Zeit die durch­
schnittliche Auflagenzahl von 
Druckprodukten ab. Gewisse 

Der Unternehmerverband Viscom behauptet, dass die zu hohen Arbeitskosten, der tiefe Eurokurs und die hohen 
Papierpreise die Hauptursachen für die angeblich zu schwache Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Druckindustrie 
seien. Aber es gibt noch andere wichtige Faktoren. Hans-Peter Graf*

Es liegt nicht nur am tiefen Euro

Produkte sind zugunsten eines 
Auftritts im Internet sogar gänz­
lich aus den Druckereien ver­
schwunden.

Arbeit um (fast) jeden Preis
Diese Veränderungen verleite­
ten die Unternehmen europa­
weit dazu, mit bodenlos tie­
fen Dumpingpreisen um jeden 
Druckauftrag zu kämpfen. Um 
den Verlust bei den Margen  
dann wieder etwas abzudämp­
fen, werden die Beschäftig­
ten je länger desto mehr unter 
Druck gesetzt, damit sie den von  
Unternehmerseite vorgeschla­
genen «Rettungsmassnahmen», 
kurz: den Verschlechterungen 
ihrer Arbeitsbedingungen, zu­
stimmen.
Diese Situation ist einer der 
wesentlichen Gründe, weshalb 

sich auch der Importdruck  
von Druckerzeugnissen in die 
Schweiz erhöht hat – unterstützt 
durch den tiefen Eurokurs. Gera­
de die deutschen Druckunter­
nehmen sind besonders bekannt 
für ihre aggressive Preispolitik. 
Es ist also nicht zufällig, dass die 
deutsche Druckindustrie allein 
im Jahr 2008 15 Prozent ihres Ge­
samtexportvolumens von 4,74 
Milliarden Euro in die Schweiz 
exportieren konnte.

Wenn der Staat Arbeiten ins 
Ausland vergibt
Für im Ausland gedruckte Druck­
erzeugnisse braucht es aber ei­
nen Auftraggeber oder eine Auf­
traggeberin. Zwei Beispiele: So 
wurde im Frühjahr 2010 der um­
fangreiche farbige Katalog für 
eine Ausstellung über die Reisen 

der Schweizer Kunstsammlerin 
Emma Nodari im Castelgrande 
in Bellinzona im Auftrag ver­
schiedenster öffentlicher Insti­
tutionen des Kantons Tessin 
nicht im Inland, sondern in Ita­
lien gedruckt. 
Und den Grossauftrag zum 
Druck der Schweizer Telefon­
bücher plant Swisscom Directo­
ries offenbar vom Jahr 2012 an 
einem deutschen Generalunter­
nehmer zu übergeben und sie 
nicht mehr wie bisher in der 
Schweiz herstellen zu lassen.
Aber eben, schuld sollen laut 
Viscom ja primär die zu hohen 
Löhne der Arbeitnehmenden 
sein …

*	H ans-Peter Graf ist Zentral­
sekretär Grafische Industrie 
und Verpackungsdruck.


